Deutscher Bundestag 

2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2392 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 18. Mai 1956 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschlusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsidenten Dr. h. c. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 159. Sitzung 
am 18. Mai 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 4. Mai 1956 verabschiedeten 

Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
(Wohnungsbau- und Familienheimgesetz) 

- Drucksachen 5, 601, 722, 2270, zu 2270, 

2279 (neu), 2353 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Gründen 
einberufen wird. 


gez. Altmeier 
Vizepräsident 


Bonn, den 18. Mai 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 5. Mai 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Altmeier 

Vizepräsident 


Drude: Banner Universitfits-Bucfadruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 


1 . § 1 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Förderung des Wohnungsbaues hat 
das Ziel, die Wohnungsnot namentlich 
auch der Wohnungsuchenden mit gerin- 
gem Einkommen zu beseitigen und zu- 
gleich weite Kreise des Volkes durch Bil- 
dung von Einzeleigentuni, besonders in 
der Form von Familienheimen, mit dem 
Grund und Boden zu verbinden.“ 

Begründung 

Unter dem Oberzid der Wohnungsbau- 
förderung in § 1 Abs. 2 — Beseitigung der 
Wohnungsnot — (sollen durch das Gesetz 
vor allem zwei Anliegen erfüllt werden: 

1. Die wohnliche Versorgung der Woh- 
nungsuchenden mit geringem Einkom- 
men, die nach allgemeiner Auffassung 
bisher nicht genügt, insbesondere auch 
durch Schaffung von Wohnungen in 
ausreichendem Maße für (diesen Per- 
sonenkreiis, 

2. die Schaffung von Familienheimen. 

Während das letztere Anliegen unter den 
Zielen des § 1 ausdrücklich erwähnt ist, 
wird das erstere dort vermißt. Eine Auf- 
nahme des Wohnungsbaues für Wohnung- 
suchende mit geringem Einkommen in § 1 
ist nicht nur aus allgemein politischen 
Gründen geboten, sondern auch im Rah- 
men dieses Gesetzes schon 'deshalb unbe- 
dingt erforderlich, weil in ihm an anderer 
Stelle, so z. B. in den §§ 26 Abs. 1, 29, 
30 Abs. 1, auf die Ziele des § 1 ausdrücklich 
Bezug genommen wird. So lange der 
Wohnungsbau für die Wohnungsuchenden 
mit geringem Einkommen hier aber nicht 
besonders erwähnt ist, können Zweifel 
entstehen, welchen Rang die Schaffung von 


Wohnungen für diesen Personenkreis oder 
die sozial Schwächsten im Verhältnis zu 
den sonstigen Vorrängen und Aufgaben 
des Gesetzes insbesondere zu der Schaffung 
von Familienheimen einnimmt. 

2 . § 18 

In § 18 ist ein neuer Abs. 2 mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„(2) Für die Wohnraumversorgung sol- 
cher Personengruppen, deren Unterbrin- 
gung den Ländern auf Grund bundesrecht- 
licher Vorschriften obliegt, stellt der Bund 
die erforderlichen öffentlichen Mittel zu- 
sätzlich ohne Anrechnung auf den in Ab- 
satz 1 Satz 2 bezeichneten Betrag im Bun- 
deshaushalt zur Verfügung. Das gleiche 
gilt, soweit durch Maßnahmen des Bundes 
Sonderwohnungsbauprogramme erforder- 
lich werden.“ 

Begründung 

Auf Grund des Urteils des Bundesverwal- 
tungsgerichts in der Klage des Landes 
Bayern gegen den Bund muß davon aus- 
gegangen werden, daß der Bund nicht ver- 
pflichtet ist, auf Grund besonderer gesetz- 
licher Bestimmungen im Sinne des bisheri- 
gen Abs. 2 des § 18 Sondermittel zum Bau 
von Wohnungen für Bunde sums iedl er und 
Sowjetzonenflüchtlinge bereitzustellen. 
Das gleiche muß für andere derartige, etwa 
noch zu erwartende Maßnahmen, für die 
gesetzliche Vorschriften (§ 74) nicht beste- 
hen oder erreicht werden können, gelten. 
Es besteht danach die Möglichkeit, daß in 
bedeutendem Umfange Mittel des § 18 
Abs. 1 für Sonderbauprogramme abge- 
zweigt werden, so daß die Länder nicht 
mehr in der Lage sind, den allgemeinen 
sozialen Wohnugsb au indem vom Zweiten 
Wohnungsbaugesetz vorgesehenen Um- 
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fange zu fördern. Eine weitere Zurück- 
stellung der noch nicht mit Wohnraum 
versorgten, bereits vorhandenen Woh- 
nungsuchenden könnte auch nicht verant- 
wortet werden. 

Im Hinblick auf die weiter zu erwarten- 
den Erschwernisse des sozialen Wohnungs- 
baues muß deshalb unbedingt sichergestellt 
werden, daß zumindest die Mittel des § 18 
Abs. 1 für den allgemeinen sozialen Woh- 
nungsbau zur Verfügung stehen. 

Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 

3. §19 

In § 19 Abs. 1 ist der sechste Satz von 
„Dem in den Ländern“ bis „Rechnung zu 
tragen“ zu streichen. 

Begründung 

Die Verteilung der Bundeshaushaltsmittel 
erfolgte im wesentlichen auf der Grundlage 
des in den Ländern vorhandenen Woh- 
nungtfbedarfs; an diesem Grundsatz muß 
festgehahen werden. 

4. § 30 

In § 30 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „auf 
Grund der Berichte nach §§31 und 32“ 
und in Abs. 1 Buchstabe a und b jeweils 
das Wort „förderungsfähigen“ zu strei- 
chen. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu Nr. 5. 

5. §31 

§ 31 ist zu streichen. 

Begründung 

Die im § 49 vorgesehene Prüfung der För- 
derungsfähigkeit aller eingehenden An- 
träge und die nach §§31 und 32 zu erstel- 
lenden Berichte würden eine außerordent- 
liche zusätzliche Belastung der Bewilli- 
gungsstellen und der Wohnungsbehörden 
mit sich bringen. 

Vor allem aber kann nicht verantwortet 
werden, bereits jetzt eine Entscheidung 
über die Förderungsfähigkeit eines An- 
trages zu fällen, obwohl noch nicht abzu- 
sehen ist, ob und wann Mittel für die Be- 
willigung des Antrages verfügbar sein wer- 
den. Die vorgesehenen Berichte können 
keinesfalls als eine geeignete Grundlage 
zur Verteilung der Mittel innerhalb des 
Landes angesehen werden. Eine auf diesen 


Berichten basierende Verteilung könnte 
auch dazu führen, Gelder für den Bau von 
Familienheimen in bestimmten Land- 
kreisen vorzusehen, obwohl die Behebung 
der Wohnungsnot an ganz anderen Stellen 
als vordringlich anzusehen ist. 

6. §32 

§ 32 ist zu streichen. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu Nr. 5. 

7. §33 

§ 33 ist zu streichen. 

Begründung 
Vgl. Begründung zu Nr. 5. 

8 * § 47 

In § 47 Abs. 2 sind die Worte „im Rahmen 
der Vorschriften des § 74 Abs. 2“ zu strei- 
chen. 

Begründung 

Die Länder haben nach den Bestimmungen 
des § 47 Abs. 1 a) bis c) in Verbindung mit 
§ 74 Abs. 1 die Wahlmöglichkeit, diese 
oder jene Subventionsform oder mehrere 
Subventionsformen zugleich zu wählen, 
um die Mieten oder Belastungen tragbar 
zu gestalten. Durch die Einschaltung der 
Worte „im Sinne von § 74 Abs. 2“ wird 
dieses Wahlrecht illusorisch gemacht, und 
es wird zudem zur Unmöglichkeit, die ge- 
wählte Subventionsform der Kapitalsüb- 
vention zu erfüllen, weil die Kapitalsub- 
vention als Objektförderung zu einer trag- 
baren Durchschnittsmiete für das geför- 
derte Bauvorhaben führen muß und da- 
her individuelle Regelungen zwangsläufig 
ausschließt. 

In besonderen Fällen wie z. B. bei kinder- 
reichen Familien, Schwerbeschädigten u. ä. 
kann durch eine Verwaltungsanordnung 
für eine solche Bevölkerungsgruppe den- 
noch eine Mietbeihilfe bewilligt werden, 
ohne deshalb ganz allgemein solche Bei- 
hilfen zu gewähren. Es kann somit beson- 
deren sozialpolitischen Anliegen ohne wei- 
teres Rechnung getragen werden. 

9. §49 

§ 49 ist zu streichen. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu Nr. 5. 
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10. § 70 

Die Fassung des § 70 nach dem Schrift- 
lichen Bericht des Ausschusses für Wieder- 
aufbau und Wohnungswesen des Deut- 
schen Bundestages — Drucksache 2270 — 
ist wieder heraus teilen. 

Begründung 

Auf die Begründung in idem Schriftlichen 
Bericht — zu Drudcsache 2270 S. 12 — 
wird verwie i. 

n .§ 71 

§ 7 1 ist in d< Fassung des Schrif tlichen Be- 
richts des Ausschusses für Wiederaufbau 
und Wohnungswesen des Deutschen Bun- 
destages — Drucksache 2270 — wieder- 
herzustellen. Abs. 5 des § 7 1 nach der Fas- 
sung der Drucksache 2353 entfällt damit. 

Begründung 

Auf die Begründung in dem Schriftlichen 
Bericht — zu Drudesache 2270 S. 12 — 
wird verwiesen. 

12. § 72 

In § 72 Abs. 5 sind die Worte „und 5" zu 
streichen. 

Begründung 

Folge des Fortfalles des Abs., 5 in § 71 durch 
Wiederherstellung der Fassung nach 
Drucksache 2270. 

13. §73 

In § 73 erhält Abs. 4 folgende Fassung; 

,,{4) In den Fällen, in denen der Bewilli- 
gungsstelle eine Wirtschaftlichkeitsberech- 
nung nicht vorzulegen ist, ist die Miete 
preisrechtlich zulässig, die der Miete für 
vergleichbare öffentlich geförderte Miet- 
wohnungen entspricht." 

Begründung 

Die Änderung ist zur Klarstellung und zur 
Vermeidung sonst unbedingt auftretender 
Streitfragen erforderlich. 

14. § 73 

In § 73 ist Abs. 5 zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift führt 

1. zu einer Erhöhung der Mieten, 

2. zu einer Komplizierung des Verfahrens, 
weil Einzelmieten festzusetzen sind, 

3. zu einer nicht berechtigten ungleich- 
mäßigen Behandlung derjenigen Mieter, 


die aus ihrem eigenen Vermögen ge- 
gebenenfalls hohe und langfristige Dar- 
lehen geben. 

Die Ungleichmäßigkeit besteht darin, 
daß bei den zinslos gegebenen Darlehen 
der Mieter eine Vergütung durch Kür- 
zung der Miete nicht erhält. 

Im übrigen ist es durchaus möglich, in Dar- 
lehensverträgen an Stelle der Gewährung 
von Baukostenzuschüssen Darlehen zu ge- 
währen, um durch eine entsprechende Ver- 
einbarung idem begünstigten Dritten eine 
Mietpreissenkung zugute kommen zu las- 
sen. Abgesehen davon kann, wenn sich eine 
Notwendigkeit hierzu ergeben sollte, eine 
Regelung durch eine Rechtsverordnung 
nach Abs. 7 getroffen werden. 

15. §74 

§ 74 Abs. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Die Miet- und Lastenbeihilfen sind 
von den Ländern zu gewähren. Die dafür 
erforderlichein Mittel werden vom Bund, 
vom Ausgleichsfonds und von den Län- 
dern in dem in § 71 Abs. 2 Satz 1 be- 
stimmten Verhältnis aufgebracht. Bund 
und Ausgleichsfonds erstatten die auf sie 
entfallenden Anteile den Ländern." 

Begründung 

Das Gesetz weist die Belastung durch Miet- 
und Lastenbeihilfen in vollem Umfange 
endgültig den Ländern zu. Dem gemein- 
samen Interesse an der Förderung des 
Wohnungsbaues entspricht es jedoch, daß 
Bund, Ausgleichsfonds und Länder diese 
Belastung gemeinsam — und zwar im Ver- 
hältnis der von ihnen für die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaues auf ge wende- 
ten Mittel — tragen. 

16. § 75 

In § 75 Abs. 2 soll Satz 2 folgenden Wort- 
laut erhalten: 

„§ 15 Abs. 5 des Wohnraumbewirtschaf- 
tungsgesetzes findet auf öffentlich geför- 
derte Wohnungen keine Anwendung.“ 

Begründung 

Die vorgeschlagene Änderung entspricht 
dem § 37 Abs. 2 letzter Satz des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes. Durch die Ände- 
rung soll eine Vereinheitlichung der 
Wohnraumbewirtschaftung für die im 
sozialen Wohnungsbau errichteten Woh- 
nungen erreicht werden. Es erscheint nicht 
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vertretbar, daß für Wohnungen, die bis 
zum 31. Dezember 1949 errichtet wurden, 
der § 15 Abs. 5 des Wohnraumbewirt- 
schaftungsgesetzes Anwendung findet, für 
die nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz 
errichteten Wohnungen diese Vorschrift 
nicht gilt und für die nach dem Zweiten 
Wohnungsbaugesetz errichteten Wohnun- 
gen zwar wieder, aber in einer abgewan- 
delten Form gilt. 

17. §88 

§ 88 ist wie folgt zu fassen: 

4 88 

Aufbringung der Mittel für Wohnungs- 
bauprämien 

Die für die Auszahlung der Prämien 
nach dem Gesetz über -die Gewährung 
von Prämien für Wohnbausparer in der 
Fassung vom 21. Dezember 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 482) erforderlichen Beträge 
werden vom Rechnungsjahr 1957 an jähr- 
lich vom Bund gesondert zur Verfügung 
gestellt und auf die Länder anteilig nach 
ihrer Prämienbelastung verteilt.“ 

Begründung 

Auf den Vorschlag zur Änderung des § 1 19 
wird verwiesen. 

Durch das hohe Aufkommen an Woh- 
nungsbauprämien in einzelnen Ländern 
sind die diesen zugewiesenen Bundesmittel 
zur Förderung des Wohnungsbaues in 
einer Weise belastet worden, daß nur in 
stark beschränktem Umfange allgemeine 
Bundeshaushaltsmittel für ihren eigent- 
lichen Zweck noch zur Verfügung stehen. 
Die im Entwurf eines Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes vorgesehenen Maßnahmen zur 
verstärkten Förderung des Baues von 
Famiiieniheimen und die beabsichtigten 
Steuersenk ungsmaßnahmen lassen befürch- 
ten, daß das Aufkommen an Wohnungs- 
bauprämien in starkem Maße weiter an- 
steigen wird, so daß die Erhöhung der vom 
Bund zur Verfügung zu stellenden Prä- 
miensonder mittel von 100 Mio DM keine 
Entlastung der dem Wohnungsbau zur 
Verfügung stehenden allgemeinen Bundes- 
haltsmittel bedeutet. 

18. §90 

a) In § 90 Abs. 3 erhält Satz 1 folgenden 
Wortlaut: 


„Auf Antrag können auch einer Ge- 
meinde öffentliche Mittel als Darlehen 
für die Vorfinanzierung der Erschlie- 
ßung geeigneter Flächen als Bauland 
für den öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau, insbesondere für Fa- 
milienheime (Baulanderschließungsdar- 
lehen), bewilligt werden.“ 

b) In § 90 Abs. 4 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Baulanderschließungsdarlehen dürfen 
nur bewilligt werden, wenn geeignetes 
erschlossenes Bauland für den öffent- 
lich geförderten sozialen Wohnungs- 
bau, insbesondere für Familienheime, 
nicht zur Verfügung steht, die Kosten 
der Erschließung den Vorschriften des 
Abs. 1 entsprechen und von der Ge- 
meinde nicht aus eigenen Mitteln oder 
ohne wesentliche Kostenerhöhung in 
sonstiger Weise getragen werden kön- 
nen.“ 

c) In § 90 erhält Abs. 5 folgende Fassung: 

„(5) Werden die Grundstücke, für 
deren Erschließung die Gemeinde ein 
Baulanderschließungsdarlehen erhalten 
hat, nicht innerhalb von fünf Jahren 
seit der Bewilligung des Darlehens mit 
Wohnungendes öffentlich geförderten 
sozialen Wohnung sbaues, insbesondere 
mit Familienheimen, bebaut, so kann 
die Rückzahlung des Darlehens ver- 
langt werden.“ 

Begründung zu Abs. 3, 4 und 5 

Es besteht in vielen Ländern, namentlich 
bei Großbauvorhaben, die aus arbeits- 
marktpolitischen und aus Gründen der 
Produktionssteigerung notwendig werden, 
ein dringendes Bedürfnis, u. U. Aufschlie- 
ßungsdarlehen aus den öffentlichen Mit- 
teln im Sinne des § 6, und zwar nicht nur 
für Familienheime, sondern darüber hinaus 
auch für sonstige Wohnungen zu gewäh- 
ren. Bisher war nach dem Ersten Woh- 
nungsbaugesetz zweifelhaft, ob und in- 
wieweit die Länder berechtigt waren, 
Auf Schließungsdarlehen für den öffentlich 
geförderten sozialen Wohnungsbau aus 
den Wohnungsbaumitteln zu entnehmen. 
Der Vorschlag dient daher insoweit auch 
zur Klarstellung. Die Familienheime, die 
Teile des öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbaues sind, werden dabei in kei- 
ner Weise ausgeschlossen, vielmehr in dem 
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Änderungsvorschlag ausdrücklich beson- 
ders betont. 

19. §92 

§ 92 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Unterbringung von Bestimmungen 
der Unfallversicherung in anderen wesens- 
fremden Gesetzen ist unzweckmäßig und 
steht nicht im Einklang mit der kommen- 
den Sozialversicherungsreform. 

20. § 93 

§ 93 ist zu streichen. 

Begründung 
Vgl. Begründung zu § 92. 

21. §99 

In § 99 ist ein neuer Abs. 4 mit f olgendem 
Wortlaut anzufügen: 

„(4) Bestehende Vorschriften der Län- 
der über weiitergehende Freibaumöglich- 
keiten bleiben unberührt.“ 

Begründung 

Die Aufnahme dieser Vorschrift erscheint 
in Anlehnung an den § 44 des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes erforderlich, um den 
Ländern die Möglichkeit zu geben, be- 
stehende F re i b aubestimmunge n , die sich 
bewährt haben (z. B. in Hamburg), weiter- 
hin anzuwenden. 

22. § 103 

§ 103 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„(1) Für öffentlich-rechtliche Streitig- 
keiten, die aus diesem Gesetz entstehen 
können, ist der Verwaltungsrechtsweg ge- 
geben. Dies gilt insbesondere für Streitig- 
keiten, die sich ergeben aus Anträgen auf 
Bewilligung öffentlicher Mittel, auf Über- 
nahme von Bürgschaften und Gewähr- 
leistungen und auf Zulassung eines Betreu- 
ungsunternehmens (§38 Abs. 2).“ 

Begründung 

Folge der Änderungen der §§ 38 und 39 
in der zweiten Beratung im Deutschen 
Bundestag. 

23. § 109 

§ 109 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung vor- 
zuschreiben, daß auf öffentlich geförderte 


Wohnungen und Wohnräume, die nach 
dem 30. Juni 1956 bezugsfertig geworden 
sind oder bezugsfertig werden, und für die 
die öffentlichen Mittel erstmalig vor dem 
1. Januar 1957 bewilligt worden sind oder 
bewilligt werden, auf Antrag des Bau- 
herrn bestimmte Vorschriften des vor- 
liegenden Gesetzes an Stelle der entspre- 
chenden Vorschriften des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes anzuwenden sind. In die- 
sem Falle finden auf diese Wohnungen 
und Wohnräume die in der Rechtsverord- 
nung bezeichnet en Vorschriften des vor- 
liegenden Gesetzes auch dann Anwendung, 
wenn sie sonst nur auf Wohnraum an- 
wendbar sind, für den die öffentlichen 
Mittel nach dem 31. Dezember 1956 be- 
willigt worden sind oder bewilligt werden. 

Begründung 

Die Vorschrift bezweckt eine den § 3 
Abs. 4 ergänzende Regelung. Während 
dort vorgesehen ist, daß die Entscheidung 
über den Bewilligungsantrag bis zum Stich- 
tag hinausgeschoben werden kann, sollen 
hier Fälle erfaßt werden, in denen aus 
zwingenden Gründen der Baubeginn nicht 
hinausgeschoben werden kann. Die Regie- 
rungsvorlage sowie die Uberleitungsvor- 
schrift in der Novelle vom 28. August 1953 
sahen entsprechende Regelungen vor. Es 
müssen auch solche Anträge von Bauherren 
gefördert werden, bei denen sich Mieten 
im Sinne des § 73 ergeben. Bei der Belas- 
sung des letzten, zur Streichung vorge- 
schlagenen Teiisatzes (von „die Vorschrif- 
ten“ bis einschließlich „nicht übersteigen 
darf“) würden sämtliche Anträge von Bau- 
herren bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes zu rück gestellt wenden müssen. 

24. §110 

a) § 110 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Auf anerkannte Familienheime 
und anerkannte eigengenutzte Eigen- 
tumswohnungen finden die Vorschrif- 
ten der §§ 70 und 71 über die Ge- 
währung und Tragung von Tilgungs- 
prämien Anwendung, soweit zusätz- 
liche Tilgungen nach der Anerkennung 
geleistet werden.“ 

b) § 110 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Auf anerkannte Familienheime 
finden die Vorschriften des § 78, auf 
anerkannte eigengenutzte Eigentums- 
wohnungen die Vorschriften des § 79 
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über Rechtsansprüche auf Zuteilung 
Anwendung.“ 

Begründung 

In Abs. 1 ist ein Anerkennungsverfahren 
für eigengenutzte Eigentumswohnungen, 
auf die die Vorschriften des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes anzuwenden sind, neu 
eingefügt worden. Aus dieser Anerken- 
nung sind jedoch die gesetzlichen Folge- 
rungen in Abs. 3 und 4 nicht gezogen 
worden. Es bedarf daher einer Ergänzung 
von Abs. 3 und 4 im Sinne des Vorschlages. 

25. §112 

In § 112 Abs. 2 wird an Stelle der Worte 
„§§ 92 und 93“ gesetzt: „§ 123 b Abs. 1.“ 

Begründung 

Die Abgrenzung des Personenkreises, ins- 
besondere in § 93 des Entwurfs, ist sehr 
unklar. Das führt zu zahlreichen Streitig- 
keiten und zu erheblichen verwaltungs- 
technischen Schwierigkeiten. 

26. §118 

a) In § 118 Nr. 4 ist § 298 LAG wie folgt 
zu ändern: 

1. Der bisherige Text wird Abs. 1. 

2. In Abs. 1 werden die Worte „sowie 
Personen, die Leistungen nach § 301 
erhalten können“ gestrichen. 

3. Hinter Abs. 1 wird folgender Abs. 2 
angefügt: 

„(2) Unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 1 kann Wohnraumhilfe 
ferner Personen gewährt werden, die 
Leistungen nach § 301 erhalten kön- 
nen, Sowjetzonenflüchtlingen je- 
doch nur insoweit, als sie vor dem 
1. Februar 1953 aufgenommen wor- 
den sind.“ 

b) In § 118 Nr. 6 ist § 300 LAG wie folgt 
zu ändern: 

1. Im ersten und zweiten Halbsatz des 
Satzes 2 werden die Worte „ein- 
schließlich der Personen, die Leistun- 
gen nach § 301 erhalten können und 
gleichartige Schäden erlitten haben,“ 
gestrichen. 

2. Folgender Satz 3 wird angefügt: 
„Den vorgenannten Geschädigten 
sind die in § 298 Abs. 2 genannten 
Personen jeweils insoweit gleichge- 
stellt, als sie gleichartige Schäden 
geltend machen können.“ 


Begründung zu a) und b) 

Gemäß Niederschrift über die 142. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 3. Mai 1956 
hat der Abgeordnete Miller bei der Er- 
läuterung seines Änderungsantrages zu 
§ 300 LAG ausgeführt, daß die Änderung 
sich nur auf diejenigen Sowjetzonenflücht- 
linge beziehe, welche vor dem 1. Februar 
1953 ins Bundesgebiet gekommen sind. 
Die nach dem 1. Februar 1953 eingetroffe- 
nen Sowjetzonenflüchtlinge würden nicht 
angesprochen, da die öffentliche Finanzie- 
rung der für diesen Kreis bestimmten 
Wohnungen aus besonderen Bundeshaus- 
haltsmitteln und nicht aus der Wohnraum- 
hilfe genommen werde. 

Es dürfte notwendig sein, diese Klarstel- 
lung im Gesetz selbst zum Ausdruck zu 
bringen, da sie anderenfalls für den be- 
troffenen Personenkreis nicht erkennbar 
ist. Demnach müßten nicht nur die unte- 
ren Verwaltungsbehörden hierüber ge- 
sondert unterrichtet werden, sondern es 
käme auch zu großen Enttäuschungen und 
zur Unzufriedenheit bei denjenigen So- 
wjetzonenflüchtlingen, die nach dem 1. Fe- 
bruar 1953 in das Bundesgebiet gekommen 
sind. Diese Schwierigkeiten können auf der 
Ebene der Gesetzgebung leicht ausgeräumt 
werden, würden sich aber bei Aufrecht- 
erhaltung der jetzt vorliegenden Fassung 
beträchtlich vermehren und nur schwer 
überwunden werden können. 

Wollte man zur Vermeidung dieser Nach- 
teile den Personenkreis der Sowjetzonen- 
flüdhtlinge in § 300 auf diejenigen be- 
schränken, welche vor dem 1. Februar 1953 
aufgenommen worden sind, so wäre wie- 
derum für den Außenstehenden nicht ver- 
ständlich, warum sich die §§ 298 und 300 
in diesem Punkte unterscheiden. Ein tat- 
sächlicher Unterschied liegt aber — auch 
nach den schon erwähnten Ausführungen 
des Aibg. Miller — gar nicht vor, weil auch 
in § 298 nur die Flüchtlinge vordem 1. Fe- 
bruar 1953 erfaßt werden sollten. 

Um dies für jedermann verständlich zu 
machen und Unklarheiten von vornherein 
zu beseitigen, erscheint es also angebracht, 
schon in § 298 LAG klarzustellen, daß 
diese Vorschrift nicht für die Sowjetzonen- 
flüchtlinge gilt, die nach dem 1. Februar 
1953 eingetroffen und demgemäß mit 
Hilfe besonders bereitgestellter Bundes- 
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Haushaltsmittel mit Wohn raum zu ver- 
sorgen sind. 

27. § 119 

In § 119 ist § 7 des Wohnungsbau-Prämien- 
gesetzes wie folgt zu fassen: 

4 7 

Aufbringung der Mittel 

Die für die Auszahlung der Prämien 
erforderlichen Beträge werden bis zur 
Höhe von 60 Millionen Deutsche Mark 
jährlich, vom Rechnungsjahr 1957 an in 
voller Höhe vom Bund gesondert zur Ver- 
fügung gestellt und auf die Länder an- 
teilig nach ihrer Prämienbelastung ver- 
teilt.“ 

Begründung 

Die Änderung ist eine Folge der Neufas- 
sung des § 88 dieses Gesetzes (im übrigen 
wird auf die Begründung unter Nr. 17 zu 
§ 88 verwiesen). 

28. § 123 

In § 123 Abs. 2 Buchstabe c sind die Worte 
„und 5“ zu streichen. 

Begründung 

Folge der Streichung des § 71 Abs. 5. 

29. § 123 a 

Nach § 123 wird ein neuer § 123 a mit 
folgendem Wortlaut angefügt: 

4 123 a 
Änderung 

des Ersten Bundesmietengesetzes 

Im § 10 Abs. 2 des Ersten Bundesmieten- 
gesetzes vom 27. Juli 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 458) wird folgender Satz 2 
angefügt: ,Dies gilt nur für Wohnungen, 
für deren Bau die öffentlichen Mittel vor 
dem 25. August 1953 bewilligt worden 
sind/“ 

Begründung 

§ 10 Abs. 2 des Ersten Bundesmieten- 
gesetzes trifft keine eindeutige Regelung, 
für welche Wohnungen diese Vorschriften 
gelten können. Nach Inkrafttreten der 
Novelle zum Ersten Wohnungsbaugesetz 
und insbesondere nach dem Inkrafttreten 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes besteht 
für diese Vorschrift keine Notwendigkeit. 
Es ist deshalb erforderlich, durch eine 
gesetzliche Änderung den zeitlichen Gel- 
tungsbereich klarzustellen. 


30. § 123 b 

Nach § 123 a wird ein neuer § 123 b ein- 
gefügt. Er hat folgenden Wortlaut: 

4 123 ib 

Ergänzung der Reichsversicherungs- 
ordnung 

(1) § 537 der Reichsverskherungsordnung 
erhält folgende Ergänzung: 

„13. die beim Bau eines Familienheims, 
einer eigengenutzten Eigentumswoh- 
nung, einer Kaufeig entumswohnung 
oder einer Genossenschaftswohnung 
im Rahmen der Selbsthilfe tätigen 
Personen, wenn durch das Bauvor- 
haben öffentliche oder steuerbegün- 
stigte Wohnungen geschaffen werden 
sollen. Dies gilt auch für die Selbsthilfe 
bei der Aufschließung und Kultivie- 
rung des Geländes, der Herrichtung 
der Wirtschaftsanlagen, der Herstel- 
lung von 'Gemeinschaftsanlagen so- 
wie für die von einem Dritten beim 
Bau von anerkannten Kleinsiedlun- 
gen (§ 98 des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes vom — Bundes- 

gesetzfcl ) beschäftigten Per- 

sonen, sofern sie nicht anderweitig 
versichert sind.“ 

(2) § 633 der Reichsversicherungsordnung 
erhält f olgenden dritten Absatz: 

„Der Selbsthilfe-Bauherr bzw. der Bau- 
herr einer anerkannten Kleinsiedlung 
(§ 537 Nr. 13) ist auch dann Unternehmer, 
wenn er nicht für eigene Rechnung tätig 
ist.“ 

(3) § 785 der Reichsversicherungsordnung 
erhält folgenden zweiten Absatz: 

„Bei den Zweig anstalten sind die nach 
§ 537 Nr. 13 tätigen Personen unbescha- 
det der Dauer der Selbsthilfearbeit ver- 
sichert.“ 

(4) Dem § 798 Nr. 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung wird als zweiter Satz ange- 
fügt: 

„Das gleiche gilt für die nach § 785 Abs. 2 
Versicherten.“ 

Begründung 

Die auf die Unfallversicherung bezüglichen 
Bestimmungen sollen in einem neuen Para- 
graphen, der im Teil VII — Änderung an- 
derer Gesetze — unterzubringen ist, auf- 
genommen werden. 
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31. § 124 a 

Nach § 124 ist ein neuer § 124 a mit fol- 
gender Fassung einzufügen: 

„124 a 

Sonderregelung für Stadtstaaten 

(1) Der Bundesminister für Wohnungs- 
bau wird ermächtigt, in den Ländern Ber- 
lin, Hamburg und Bremen Abweichungen 
von den Bestimmungen der §§ 26 Abs. 1 
und 30 Abs. 1 zuzulassen. 

(2) Berlin und die Freie und Hansestadt 
Hamburg gelten für die Anwendung die- 
ses Gesetzes auch als Gemeinden.“ 

Begründung 

Verschiedene Bestimmungen des Gesetzes 
wie § 1 Abs. 3, § 26 Abs. 1 c, § 42 Abs. 2 


handeln von Gemeinden, sollen aber zwei- 
fellos auch für die Stadtstaaten gelten. Da 
Hamburg keine Gemeinde ist, muß dies 
ausdrücklich gesagt werden. 

Das gleiche gilt für Berlin. 


Bemerkung 

Der Bundesrat weist darauf hin, 

daß offensichtlich durch ein Versehen die 
Überschrift zum Fünften Abschnitt des 
Teils III — Drucksache 2270 S. 29 — un- 
richtig ist und lauten sollte: 

„Mieten und Belastungen 
für öffentlich geförderte Wohnungen.“ 
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